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Artikel 14
Jeder Partnerstaat, der Grund zu del Annahme hat, daß 

eine in Artikel 3 aufgeführte Straftat begangen werden 
wird, stellt in Übereinstimmung mit seinen innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften alle relevanten Informationen, über die 
er verfügt, umgehend den Staaten zur Verfügung, von denen 
er annimmt, daß es sich um die Staaten handelt, die ihre 
Gerichtsbarkeit gemäß Artikel 6 begründet haben.

Artikel 15
1. Jeder Partnerstaat übermittelt gemäß seinem inner­

staatlichen Recht dem Generalsekretär so schnell wie mög­
lich alle ihm zur Verfügung stehenden relevanten Informa­
tionen über

(a) die Umstände der Straftat;
(b) die gemäß Artikel 13 Absatz 2 getroffenen Maßnah­

men; .
(c) die Maßnahmen, die hinsichtlich des Täters oder des 

Verdächtigen ergriffen wurden, und insbesondere das 
Ergebnis eines Auslieferungsverfahrens oder anderer 
rechtlicher Verfahren.

2. Der Partnerstaat, in dem der Verdächtige strafrechtlich 
verfolgt wird, teilt in Übereinstimmung mit seinem inner­
staatlichen Recht dem Generalsekretär das abschließende Er­
gebnis des Verfahrens mit.

3. Die gemäß Absatz lund 2 übermittelten Informationen 
werden vom Generalsekretär allen Partnerstaaten, den Mit­
gliedern der Internationalen Seeschiffahrtsorganisation 
(nachfolgend als „Organisation“ bezeichnet), anderen be­
troffenen Staaten und den entsprechenden internationalen 
zwischenstaatlichen Organisationen mitgeteilt.

Artikel 16
1. Jeder Streitfall zwischen zwei oder mehreren Partner­

staaten über die Auslegung oder Anwendung dieser Konven­
tion, der nicht durch Verhandlungen in angemessener Zeit 
beigelegt werden kann, wird auf Antrag eines dieser Staa­
ten einem Schiedsverfahren unterworfen. Sind die Partner 
innerhalb einer Frist von sechs Monaten, gerechnet vom 
Zeitpunkt der Beantragung, nicht in der Lage, sich über die| 
Durchführung des Schiedsverfahrens zu einigen, kann jeder 
der Partner den Streitfall dem Internationalen Gerichtshof 
durch einen Antrag in Übereinstimmung mit dessen Statut 
unterbreiten.^

2. Jeder Staat kann zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
oder Ratifikation, Annahme oder Bestätigung dieser Kon­
vention oder seines Beitritts erklären, daß er sich durch ein­
zelne oder alle Bestimmungen des Absatzes 1 nicht als ge­
bunden betrachtet. Die anderen Partnerstaaten sind in bezug 
auf den Partnerstaat, der einen solchen Vorbehalt erklärt 
hat, durch diese Bestimmungen nicht gebunden.

3. Jeder Staat, der gemäß Absatz 2 einen Vorbehalt er­
klärt hat, kann diesen jederzeit durch Mitteilung an den 
Generalsekretär zurückziehen.

Artikel 17
1. Diese Konvention liegt am 10. März 1988 in Rom für alle 

Teilnehmerstaaten an der Internationalen Konferenz über 
die Bekämpfung rechtswidriger Handlungen gegen die Si­
cherheit der Seeschiffahrt und vom 14. März 1988 bis 9. März 
1989 am Sitz der Organisation für alle Staaten zur Unter­
zeichnung auf. Sie steht danach zum Beitritt offen.

2. Staaten können ihre Zustimmung, durch diese Konven­
tion gebunden zu sein, ausdrücken durch

(a) Unterzeichnung ohne Vorbehalt der-Ratifikation, An­
nahme oder Bestätigung, oder

(b) Unterzeichnung vorbehaltlich der Ratifikation, An­
nahme oder Bestätigung und nachfolgende Ratifika­
tion, Annahme oder Bestätigung oder

(c) Beitritt.
3. Ratifikation, Annahme, Bestätigung oder Beitritt er­

folgen durch die Hinterlegung einer entsprechenden Urkunde 
beim Generalsekretär.

Artikel 18
1. Diese Konvention tritt 90 Tage nach dem Zeitpunkt in 

Kraft, an dem 15 Staaten sie entweder ohne Vorbehalt der 
Ratifikation, Annahme oder Bestätigung unterzeichnet oder 
eine Ratifikation^-, Annahme-, Bestätigungs- oder Beitritts­
urkunde zu dieser Konvention hinterlegt haben.

2. Für einen Staat, der eine Ratifikations-, Annahme-, Be­
stätigungs- oder Beitrittsurkunde zu dieser Konvention hin­
terlegt, nachdem die Bedingungen für ihr Inkrafttreten er­
füllt sind, wird die Ratifikation, Annahme, Bestätigung oder 
der Beitritt 90 Tage nach dem Tag der Hinterlegung der 
Urkunde wirksam.

Artikel 19
1. Diese Konvention kann von einem Partnerstaat jeder­

zeit nach Ablauf eines Jahres nach dem Tag des Inkrafttre­
tens der Konvention für diesen Staat gekündigt werden.

2. Die Kündigung erfolgt durch Hinterlegung einer •Kündi­
gungsurkunde beim Generalsekretär.

3. Eine Kündigung wird ein Jahr beziehungsweise nach 
Ablauf eines in der Kündigungsurkunde genannten längeren 
Zeitraums, nach dem Tag ihres Eingangs beim Generalse­
kretär wirksam. ■>

• ' Artikel 20
1. Eine Konferenz zur Revision oder Änderung dieser Kon­

vention kann durch die Organisation einberufen werden.
2. Der Generalsekretär beruft eine Konferenz der Partner­

staaten zur Revision oder Änderung dieser Konvention ein, 
wenn ein Drittel der Partnerstaaten oder 10 Partnerstaaten, 
welches immer die größere Zahl ist, darum ersuchen.

3. Jede Ratifikations-, Annahme-, Bestätigungs- oder Bei­
trittsurkunde, die nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
einer Änderung dieser Konvention hinterlegt wird, gilt für 
die geänderte Konvention.

Artikel 21
- 1. Diese Konvention wird beim Generalsekretär hinter­

legt.
2. Der Generalsekretär
(a) informiert alle Staaten, die diese Konvention unter- 

. zeichnet haben oder ihr beigetreten sind, und allfe Mit­
glieder der Organisation über
(i) jede neue Unterzeichnung oder Hinterlegung 

einer Ratifikations-, Annahme-, Bestätigungs­
oder Beitrittsurkunde und das jeweilige Datum;

(ii) den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Konven­
tion;

(iii) die Hinterlegung jeder Kündigungsurkunde, zu 
dieser Konvention und den Zeitpunkt ihres Ein­
gangs sowie den Zeitpunkt, an dem die Kündi­
gung wirksam wird;

(iv) den Eingang jeder Erklärung oder Mitteilung im 
Zusammenhang mit dieser Konvention;

(b) übermittelt allen Staaten, die diese Konvention unter­
zeichnet haben oder ihr beigetreten sind, beglaubigte 
Kopien dieser Konvention.

3. Sobald diese Konvention in Kraft tritt, übermittelt der 
Depositar dem Generalsekretär der Vereinten Nationen eine 
beglaubigte Kopie derselben zur Registrierung und Veröf­
fentlichung gemäß Artikel 102 der Charta der Vereinten Na­
tionen.

Artikel 22
Diese Konvention ist in einem einzigen Original in arabi­

scher, chinesischer, englischer, französischer, russischer und 
spanischer Sprache ausgefertigt, wobei alle Texte gleicher­
maßen authentisch sind.

Zu Urkund dessen haben die ordnungsgemäß von ihren 
jeweiligen Regierungen zu diesem Zweck bevollmächtigten 
Unterzeichneten diese Konvention unterzeichnet.

Ausgefertigt in Rom am 10. März 1988.


